Gegen den Honorarbescheid vom  ….. zum Quartal 3/2023 lege ich hiermit Widerspruch ein.

Begründung:

Der Beschluss des erweiterten Bewertungsausschusses vom 29.3.23 ist rechtswidrig weil das Gebot der Angemessenheit nicht eingehalten ist und willkürlich gegen das Gleichbehandlungsgebot der Facharztgruppen verstoßen wird. Insbesondere aus folgenden Gründen:

Gemäß § 87 Abs. 2c Satz 8 SGB V haben die Bewertungen für psychotherapeutische Leistungen eine angemessene Höhe der Vergütung je Zeiteinheit zu gewährleisten. Die Berechnungsmethode des er-weiterten Bewertungsausschusses ist und bleibt inakzeptabel in dem letztlich sachlich nie näher be-gründeten Ansatz, das erstens nur vollausgelastete Psychotherapie-Praxen mit dem Durchschnitt eines Facharztgruppenmixes verglichen werden, der zweitens weitgehend dem unteren Einkommensbereich entspricht. Auch wenn die Rechtsprechung diese Methodik teilweise gebilligt hat, folgt daraus der An-spruch, weitere Korrekturen zu Lasten der betroffenen Arztgruppe peinlichst genau zu prüfen.  Nach der Berechnungsmethode müssen Betriebsausgaben einer voll ausgelasteten psychotherapeutischen Praxis empirisch hergeleitet werden. Dies ist anhand der Kostenstrukturerhebung samt Sonderauswertung des Destatis 2019 mit einer ausreichend repräsentativen Anzahl von Praxisdaten möglich – aber nicht geschehen. Stattdessen wurden zu Lasten der Berufsgruppe und ohne sachliche Veranlassung auch Daten von Praxen ohne Vollauslastung herangezogen. Der Verweis auf eine vermeintliche Billigung durch das BSG geht fehl, da Grundlage dafür die seinerzeit fehlenden repräsentativen Daten waren, die nunmehr vorliegen. Damit verschiebt und verzerrt sich ohne sachlichen Anlass die Berechnungsmethode zu Lasten der Berufsgruppe.

Bei den Anpassungen der Grundsystematik ist zu monieren, dass die negative Berücksichtigung von zusätzlichen Vergütungselementen das gesetzliche Förderziel und das gesetzliche Angemessenheitsgebot konterkarierend zusammenführen: Das Förderziel aus § 87 Abs.2c Satz 9 SGB V setzt die über alle zeitgebundenen psychotherapeutischen Leistungen hinweg erforderliche Angemessenheit voraus und beabsichtigen sodann erst auf dieser Grundlage bestimmte zeitgebundene Leistungen mehr zu fördern als andere (KZT-Zuschläge). Die KZT-Zuschläge werden indirekt abgewertet.

Außerdem ist das Angemessenheitsgebot nur gewahrt, wenn die modellhafte Praxis, die in Vollauslas-tung mit einem Sollumsatz in die Berechnungsmethode einfließt, im Vergleich zu allen Praxen dieser Arztgruppe einigermaßen repräsentativ erscheint. Deshalb erscheint ein Mehrerlös aus Gruppenpsy-chotherapie willkürlich, wenn der überwiegende Teil der Arztgruppe diese Leistungen nicht abrechnet. Ferner ist der behauptete Substitutionseffekt bei der Sprechstunde nicht nachvollziehbar: Allenfalls eine probatorische Sitzung kann verglichen werden, eine Substitution von GOP 23220 ist unrealistisch. 

Es wird gebeten, das Widerspruchsverfahren ruhen zu lassen, bis über Musterverfahren abschließend entschieden worden ist.

Mit freundlichen Grüßen
